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_
Klägerin_und Revisionsbeklagte,_

'hat der“)° Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 26° Oktober 1961, an der

mitgewirkt haben

_Senatspräsident ' Dr. T e s m e_r
als Vorsitzender,

Bundesrichter' g- Dr° S t r a u B und

Bundesrichter h ”: Dr„ B r o c k e
‚ -' als_weitere Berufsrichter,

"Bundessozialrichter Joe 1 l i n g h a u s und
i Bundessozialrichter H a a s

als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des
Landessczialgérichts Bremen vom 8° Dezember 1960

aufgehoben und die Berufung der Klägerin gegen das

Urteil des Sozialgerichts Bremen
vom 18„ Februar

1960 zurückgewiesen. ’ '

.Außergerichtliche Kosten eind nicht zu
erstatten„'
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Die Klägerin erhielt durch Bescheid des Versorgungsamts
(VersorgA) Erfurt vom 17, März 1942 Elternrente° Nach dem

Kriege wanderte.sie in die Vereinigten Staaten von Amerika
(USA) aus° Im November 1957 beantragte sie als deutsche

Staatsangehörige wieder die Elternrente und wies dabei
nach, daß sie eine Rente von 63,50 Dollar monatlich erhal—

te, Das VersorgA Bremen rechnete diese Rente zum amtlichen

Devisenkurs in 266,70 DM um und lehnte den Versorgungsan—.
trag durch Bescheid vom 15, Dezember 1958 ab, weil der

DM+Betrag, der sich aus der valutarischen Umrechnung der

in Dollar gezahlten Sozialrente ergab, die Grenzen über—

stieg, bis zu denen die Elternrente gewährt werden konnte,

Der Widerspruch und die Klage hatten keinen Erfolg° Auf

die Berufung der Klägerin hob das Landessozialgericht (LSG)

Bremen das Urteil des Sozialgerichts (SG) vom 18, Februar

1960, söwie die angefochtenen Bescheide des VersorgA und

des Landesversorgungsamts (LVersorgA) Bremen auf und ver—
urteilte die Beklagte, die Klägerin unter Beachtung der
Rechtsauffassung des Gerichts neu zu bescheiden° Das LSG

war der Auffassung, die im Ausland erzielten Einkünfte
dürften nicht mit dem nach dem amtlichen Devisenkurs er—
mittelten Betrag, sondern nur mit dem Werte angerechnet

werden, der dem mit diesen Einkünften im'Ausland gedeckten

Teil des Lebensbedarfs nach den Verhältnissen der Bundes—

republik zukommt° Zwar habe der Bundesminister für Arbeit
und Sozialordnung (BMA) bestimmen dürfen, daß die Versor—

gung im Ausland grundsätzlich nach dem Bundesversorgungs—

gesetz (BVG) sowie den dazu erlasSenen Rechtsverschriften

und Verwaltungsvorschriften gewährt werden solle, doch sei

diese Regelung nur anwendbar, soweit sie sinnvoll sei°

Sei für die Elternrente auch bei der Versorgung im Ausland

die auf das Existenzminimum bezogene Bedürftigkeit maßge—

bend, so müsse diese sich nach den Einkommensgrenzen rich—

ten, die dem Existen2minimum im Ausland entsprächen, oder

7—3—
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


53-

das im Ausland erzielte Einkommen müsse nach dem Werte der

Güter_bemessen Werden, die mit diesem Einkommen dort zur

Lebenshaltung beschafft werden—könnten. Reohne aber die Ver—

waltung dieses Einkommen nach dem amtlichen Devisenkurs in

Deutsche Mark um und wende sie die unter Berücksichtigung

der Lebenshaltungskosten in der Bundesrepublik festgesetz—

ten Einkommensgrenzen an, so verfahre sie so, wie wenn der

Berechtigte mit seinem im Ausland bezogenen Einkommen in

der Bundesrepublik zu leben hätte° Die Regelung in Abschnitt

D 5 des Erlasses über die Auslandsversorgung in der Fassung

vom 3. Januar 1956, wonach das im Ausland erzielte Einkom—

men mit dem nach dem amtlichen Devisenkurs ermittelten Be—

trag in Deutscher Mark anzurechnen sei, widerspreche rechts—

und sozialstaatlichen Grundsätzen, zumal dabei die wirkliche

Kaufkraft nicht berücksichtigt werde, die jedenfalls beim

Dollar nicht dem amtlichen Devisenkurs entspreche° Dieser

Kurs ergebe nicht ein den tatsächlichen Verhältnissen ent—

sprechendes, sondern ein nur fiktives Einkommen, dessen Be—

rücksichtigung auch dem für die Elternversorgung im Ausland

gültigen Grundsatz der Bedürftigkeit nicht gerecht werde,

nach dem den versorgungsberechtigten Eltern im Ausland das

Existenzminimum ebenso gewährleistet werden müsse wie im

Inland° Die Revision wurde zugelassen°

Die Beklagte legte gegen das ihr am 23. März 1961 zuge—
stellte Urteil am 6. April 1961 Revision ein mit.dem An—

trag, ‘ '
4das Urteil des LSG Bremen vom 8. Dezember 1960

aufzuheben und die Klage abzuweisen° '

In der innerhalb der bis zum 23„ Juni 1961 verlängerten

Begründungsfrist eingereichten Revisionsbegründung vom

20" Juni 1961 rügt die Beklagte die Verletzung materiel—

len Rechts° Sie ist der Ansicht, der Erlaß vom 3; Januar
1956 verst0ße nicht gegen Vorschriften des Grundgesetzes
(GG) oder des BVG° Aus 5 50 BVG aF folge nicht, daß der

Grundsatz der Bedürftigkeit auch gelte,
wenn die Eltern—
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rente den im Ausland lebenden Eltern zu gewähren sei, Die
Bedürftigkeit sei vielmehr nach 5 50 BVG aF nur eine der'

Voraussetzungen des Anspruchs auf Elternrente gewesen, für

dessen Bemessung sei aber @ 51 BVG maßgebend° Aus dem BVG
ergebe sich auch nicht, daß die Versorgungsbezüge zur Si—

cherung der Existenz ausreichen müßten° Versorgungsberech—

tigte im_Ausland könnten nicht anders behandelt werden wie
im Inland, zumal die Rentensätze und Einkommensgrenzen

nach dem BVG unbedingte Geltung hätten° Deshalb dürften

diese Rentensätze auch nicht überschritten werden, wenn

etwa dadurch Nachteile entstehen sollten, daß der zu den

amtlichen Devisenkursen überwiesene Betrag der in Deutscher

Mark festgesetzten Rente im Ausland eine geringere Kauf—

kraft habe als im xü3nland° Im Ermessen des Gesetzgebers

habe es gelegen, die Leistungen allein nach inländischen
Kaufkraftverhältnissen zu bemessen, auch wenn dadurch dem*

Empfänger im Ausland nicht die gleiche Lebenshaltung wie.

im Inland gewährleistet werde° Da der Gesetzgeber die

Kriegsopferversorgung für Berechtigte im Ausland grund—

sätzlich nicht anders habe regeln und bemessen wollen als
für Berechtigte im Inland, habe die Versdrgungsverwaltung

ihr Ermessen nicht überschritten, wenn sie die Umrechnung

nach den_amtlichen Devisenkursen vorgenommen und die für

die Einkommensgrenzen nach 5 51 BVG festgesetzten Beträge

zugrunde gelegt habe° ‘ '

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen„

Sie verweist auf das Bundesgesetz zur Wiedergutmachung

' nationalsozialistischen Unrechts in der Kriegsopferversor—

gung für Berechtigte im Ausland (BWK Ausl„) in der Fassung

vom 25° Juni 1958 (BGBl I, 412 ff„) und auf Nr° 2 der zu
5 5 dieses Gesetzes erlassenen allgemeinen Verwaltungs—

vorschriften vom 27, Juli 1961 (Bundesanzp Nr° 146 vom

2° August 1961, Bundesversorgungsbl„ S° 98)„ Nach dieser

Vorschrift liege Bedürftigkeit im Sinne der Vorschriften
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für die Elternversorgung nicht vor, wenn die sonstigen Ein—

künfte dei Berechtigten aes Eineinhalbfache des als Existenz—

minimum geltenden Betragee des Aufenthaltslandes übersteigen„

Diese Auslegung entferne eich erheblich von den Richtlinien

des BMA zu 5 64 ng„ Sie führe zu einer verschiedenen Beur—

teilung des gleichen Sachverhalts und damit zu unbefriedigen—

den Ergebnissen° '

Die Revision ist statthaf® nach @162 Abs° 1 Nr° 1 des SO-
zielgerichtsgesetzes (see) und, da sie form—und fristge-
recht eingelegt und begründet werden ist (65 164, 166 Abs„1

SGG), Zulässig. Die Revision der Beklagten ist auch begrün—

det° Der Bescheid des Ver50rgA v0m 15° Dezember 1958 ist
nicht rechtswidrig, weil, wie der Senat schon in seinem Uf—

teil vom 27‚ Juli 1961 —
10 BV 1099/60

— dargelegt hat, das

VersorgA bei der Feststellung der Elternrente die in Dollar

gezahlte Rente der in den USA lebenden Klägefin nach dem

amtlichen Devisenkurs in DM—Beträge umrechnen und diese Be-

träge nach 5 51 BVGanrecnnen durfte.

Angefochten ist der Bescheid vom 15° Dezember 1958, durch

den die Elternrente der Klägerin abgelehnt werden ist,
weil die nach dem amtlichen Devisenkurs in Deutsche Mark

umgerechnete Sozialrente der Klägerin die Einkommensgren—‚

ze des 5 51 BVG überstieg‚ Dieser Bescheid ist ein Verwal—

tungsakt ohne Dauerwirkun$° Die Frage, ob er reChtmäßig

ist oder nicht, ist daher nach demRecht zur Zeit der letz—
ten Entscheidung der Verwaltung — hier des Widerspruchsbe—

scheides vom 15. Juli 1959 — zu beurteilen (BSG 7, 9 ff)o

Damalsist für die Auslandsversorgung‘ä64Abe‚ 1 Nro‚1 BVG
in der Fassung maßgebend gewesen, die vor dem 1. Juni 1960,

dem Zeitpunkt des
Inkrafttretens des Gesetzes zur Änderung

und Ergänzungdes Kriegeopferrechts (Erstes Neuordnpngsge—
setz) vom 27° Juni 1960 (ßGBl I 453),galäg3■echjdieser„Vor—

stäxi■t ruhte das 3e6ht‘ani Weaseegangg}éekäege EEEÄEfieéh—
‚

tigte sich im Ausland aufnielt, jedoch konnte auch in die-

sen Fällen Versorgung gewährt weedenoAuch.5 64 Abs° 1 BVG
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idF des Ersten Neuordnungsgesetzes sieht vor, daß der

Anspruch auf Versorgung für Berechtigte im Ausland ruhto_

Jedoch gilt dies nicht, wenn und solange der BMA einer
Versorgung zustimmt (@ 64 Abs° 2 Satz 1 BVG nF); er kann

‘seine Zustimmung zurücknehmen oder versagen, wenn der Ge—
_

währung der Versorgung besondere Gründe entgegenstehen° 3

Nach 5 64 Abs‚ 3 Nr. 3 BVG nF richtet sich die Zahlung ‘
der Versorgungsbezüge nach devisenrechtlichen Vorschrif-

ten° Soweit nicht nach dem Bundesgesetz zur Wiedergutma—

chung nationa130zialistischen Unrechts in der Kriegsopfer—

versorgung für Berechtigte im Ausland (BWK Ausl.) Versor—

gung nach dem BVG zu gewähren ist, ist demnach die Versor—

gungsverwaltung — nach altem wie nach neuem Recht — ermäch—

tigt, über die Versorgung der im Ausland lebenden Berech—
tigten nach ihrem Ermessen zu bestimmen (vgl° SozR BVG @ 64

Bl° Da 1 Nro 1), sofern nicht über die sonst vom BVG ge—
forderten Voraussetzungen der Versorgung zu befinden ist°

Es ist mithin nach 5 64 BVG der Verwaltung überlassen, die
Auslandsversorgung zu versagen oder zu bewilligen, und im
letzten Fall den Umfang der Versorgung zu bestimmeng Der

Bescheid Vom 15° Dezember 1958 und der Widerspruchsbescheid

wären daher nur dann rechtswidrig, wenn die Versorgungs-

verwaltung von ihrem Ermessen nicht in einer dem Zweck der

Ermächtigung entsprechenden Weise Gebrauch gemacht oder
die gesetzlichen Grenzen des_Ermessens überschritten oder

bei Ausübung des Ermessens verfassungsreehtliohé Grundsätze

verletzt hat (BVerwG in DÖV 1961, 391)° '

Die Verwaltung hat nicht gegen den Zweck der gesetzlichen
Ermächtigung verstoßenn Sie ist bei der von ihrem Ermessen

abhängigen Entscheidung nach den Richtlinien für die Ver—

sorgung von Kriegsopfern im Ausland idF vom 3° Januar 1956

(Beilage zum BVBl 1, 56) verfahren° Abgesehen von Ausnahmen9
die die Krankenbehandlung betreffen, hat danach vom 1„ Ja—

nuar 1955 an allgemein Auslandsversorgung gewährt werden
könneno Nach Abschnitt D 3 dieser Richtlinien ist zur Be—
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rechnung des sonstigen (nach dem BVG anrechenbaren) Einkommen
das im Ausland erzielte Einkommen valutarisch in DM umzu—
rechnen" Das gleiche gilt nach Abschnitt C Ziff° 3 Nr° 21

der Richtlinien in der Neufassung vom 24, Juli 1959,(Bei—

lage z° BVBl 7/59). Die Versorgungsverwaltung hat nach die—

sen Richtlinien das im Ausland erzielte sonstige — anrechen-

bare — Einkommen in DM—Beträgen berechnen dürfen; denn wenn

sie nach dem Gesetz ermächtigt ist, Auslandsversorgung zu
gewähren oder zu versagen, so darf sie diese auch von wei—

teren im Gesetz selbst nicht genannten Voraussetzungen ab—

hängig machen oder nur innerhalb gewisser Grenzen gewähren°

Sie hat daher ihr Ermessen nicht fehlerhaft gehandhabt, wenn
sie für die Anrechnung des sonstigen Einkommens nach 5 51 '

BVG die Einkünfte in fremder Währung nicht nach ihrer Kauf—
kraft im Ausland sondern zum amtlichen Devisenkurs in

Deutsche Mark umgerechnet hat° Dem steht nicht entgegen,

daß die so errechneten DM-Beträge keinen Schluß darauf

zulassen, ob auch nach den Verhältnissen des jeweiligen

Aufenthaltslandes Bedürftigkeit vorliegt oder nicht, die

nach @ 50 idF vor dem Ersten Neuordnung5gesetz eine der

Voraussetzungen der Elternrente gewesen ist° Zwar beein—\

flussen die anzurechnenden sonstigen Einkünfte insofern

auch die Bedürftigkeit, als diese Voraussetzung erfüllt

ist, solange das sonstige Einkommen die Einkommensgrenzen

nicht erreicht, bis zu denen Elternrente zu gewähren ist

(vglo Urteil des erkennenden Senats vom 20° Oktober 1955

— BSG 1, 272, 274 - und die ihm folgende ständige Recht—

sprechung des BSG)° Der Gesetzgeber hat aber eine solche

Regelung nur für die Bundesrepublik Deutschland und West—

‚berlin treffen können und wollen. Für ihn waren nur die

Verhältnisse in diesen Gebieten übersehbar und einer den

jeweiligen Bedürfnissen angepaßten gesetzlichen Regelung[
zugänglich, während die Frage, bis zu welchem Einkommen

Bedürftigkeit bei Versorgungsberechtigten im Ausland ans
zunehmen ist, schon wegen der vielfältigen und unüberseh—

baren, durch die tatsächlichen Unterschiede der Lebensfüh—
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rung in den einzelnen Ländern bedingten Möglichkeiten mit

der Festsetzung von Einkommensgrenzennicht ohne weiteres
einheitlich zu lösen war° Ausgehend von den Verhältnissen

der Bundesrepublik und Westberlin regelt das BVG lediglich,

welche Leistungen den in diesen Gebieten lebenden Eltern

.zur Abwendung unmittelbarer Not zu erbringen sind und bisv

zu welchen Einkommensgrenzen diese als bedürftig gelten

oder nieht, Erreicht oder überschreitet das sonstige Ein— f
kommen diese Grenzen, so ist die Bedürftigkeit allgemein
und überall - auch im Inland bei unterschiedlichen Verhält»

nissen — zu verneinen, selbst wenn die Eltern in Wirklich—

keit unter Berücksichtigung besonderer örtlicher Verhält—

nisse noch als bedürftig anzusehen wären° Das BVG läßt in

.
keinem Falle die Erhöhung der Leistungen zu, selbst wenn

nur dadurch die Bedürftigkeit verhütet oder der Lebensun—
terhalt gesichert werden könnte° Nichts anderes gilt, wenn

die in Deutscher Mark festgesetzten und zu den amtlichen

Kursen in fremder Währung überwiesenen Leistungen an Be—
{

schädigte und Hinterbliebene im Ausland, deren Versorgung

nicht_von der Bedürftigkeit oder anzurechnendem Einkommen “

vabhängt, eine geringere Kaufkraft haben als im Inland° Auch

aus diesem Grunde ist nicht anzunehmen, daß das Gesetz im

Falle der Auslandsversorgung nach @64 BVG die Bedürftig—
keit von der Kaufkraft der ausländischen Währung hätte ab—

hängig machen wollen° Vielmehr ist für die Auslandsversor—

gung nach 5 64 BVG die Frage der Bedürftigkeit und der da—

'für maßgebenden Einkommensgrenzen nach 55 50, 51 BVG von
nachgeordneter Bedeutung, weil sie im Rahmen des der Ver—

waltung eingeräumten Brmessens geregelt werden kann, so

daß es Sinn und Inhalt des Gesetzes nicht widersprechen

kann, bei der Auslandsversorgung die anzurechnenden Beträge

des sonstigen Einkommens in fremder Währung nach dem amt—

ilichen Devisenkurs gemäß den Richtlinien zu ermitteln, auch

wenn sich daraus nicht ohne weiteres ergibt, ob nach den

Verhältnissen des Aufenthaltslandes Bedürftigkeit vorliegt

odernicht° Im übrigen ist nach 5 50 BVG idF des Ersten

...9-
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Neuordnungsgesetzes seit dem 1» Juni 1960 die Bedürftigkeit

nicht mehr Voraussetzung des Anspruchs auf Elterhrente° Un—
mittelbarer Zweok'der in den Richtlinien vorgesehenen Um—

rechnung ist es, das in Deutscher Mark anzurechnende Einkom—
nen

zu ermitteln5—nicht die Bedürftigkeit zu regeln, zumal

iie Richtlinien im Gegensatz zu dem Erlaß vom 25, Juni 1952
(BVB1 7/52) die Auslandsversorgung nicht mehr allgemein an
diese Voraussetzung geknüpft haben° Eis Frage der Bedürftig—

keit — solange die Bedürftigkeit überhaupt nach dem BVG

Voraussetzung für die Gewährung der Elternrehte War — wird

durch die Umrechnung nur insofern mittelbar berührt, als

die sich aus @ 51 BVG ergebenden Grenzen der Bedürftigkeit

damit nicht nach den Verhältnissen des Auslands und der Kauf—

kraft der D-Mark im Ausland Zu bemessen sind° Die Versorgungs-
'verwaltung hat sonach bei Anwendung der Richtlinien ihr-Er—

nessén nach @64 BVGnicht in einer dem Zweck der Ermächti-
gung

widersprechenden Weise gehandhabt°

Daran ändert es auch.nichts, daß nach Nr° 2 der Verwal—l

tungsvorschriften (Veer) zu 5 5 BWKAusl Bedürftigkeit

_m Sinne der für die Elternversorgung maßgebenden Vorschrif—

ten nicht vorliegt‚ wenn die sonstigen Einkünfte der Berech—

tigten das Eineinhalbfache des als Existenzminimum gelten-

‘ den Betrages des Aufenthaltslandes übersteigen° Diese Re—

gelung ist mit den Richtlinien für die Versorgung von

Kriegsopfern im Auslande schon deshalb nicht vergleich-

bar9 weil diese Versorgung nach 5 64 BVG grundsätzlich
dem Ermessen der Verwaltung überlassen ist, während die

Berechtigten nach dem BWK Ausl in jedem Fall einen Rechts-

anspruch auf Versorgung nach dem BVG haben, soweit sich

ausden&&4 bis 6 BWKAuslnichts anderesergibt„ Viel
näher liegt der Schluß, daß die Verwaltungsvorschriften

zu 5 5 BWK Ausl für die Beurteilung der Bedürftigkeit und

Sicherstellung des Lebensunterhalts in bewußter Abkehr von

den Richtlinien für die Versorgung im Ausland gemäß 5 64

BVG für den Personenkreis der Verfolgten im Ausland die

_ 10 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 10 _

unterschiedliche■‘Lebenäverhältnisee und die Kaufkraft der

D-Mark im Ausland bis zu einem gewissen Grade haben berück—

sichtigen wollen° Zu einer solchen unterschiedlichcn Be—

handlung War offenbar die Erwägung maßgebend, daß die Ver—

folgten mehr oder weniger durch Verfolgungsmaßnahmen ge—

zwungen ihren Aufenthalt im Ausland genommen haben und nun—
mehr im Wege der Wiedergutmachung hinsichtlich der Bedürf—

tigkeit und Sicherung ihres Lebensunterhalts nicht durch.

die ihnen aufgezwungenen Lebensverhältnisse im Ausland

schlechter gestellt werden sollten, als wenn sie im In—

land geblieben wären. Die Verwaltungsvorschriften zum BWK

Ausl können daher nicht zur Beurteilung der Frage herange—

zogen werden, ob die Verwaltung bei Anwendung der Richt—

linien über die Auslandsversorgung gemäß 5 64 BVG ihr Er—

messen überschritten hat, weil sie zu einer gesetzlich ganz
anders geregelten Versorgung ergangen sind (Versorgung der

Verfolgten im Ausland), deren Zweck und Ziel insoweit nicht

mit der Auslandsversorgung gemäß 5 64 BVG zu vergleichen ist°

Die Verwaltung hat ihr Ermessen auch nicht willkürlich
aus—

Vgeübt. Die valutarische Umrechnung ist wie im Handelsver—
kehr auch bei Zahlungen vom Bund ins Ausland üblich und

trifft alle, die daran beteiligt sind° Sie ist für_die Be—

rechnung und Zahlung von Leistungen im Rahmen der Auslands—

versorgung, insbesondere auch für die Anrechnung des son—

stigen Einkommens die einfachste und klarste Methode° Ihre

Anwendung ist daher jedenfalls nicht willkürlich oder un—

sachgemäß°
‚ —; v‚ - ‘1.

Das in den Richtlinien des BMA vorgesehene Umrechnungsver—

fahren verstößt, wie ebenfalls schon in dem erwähnten Ur—

teil vom 27. Juli 1961 - 10 EV 1099/60 — dargelegt ist,
auch nicht gegen die verfassungsrechtlichen Grundsätze der

Sozial— und Rechtsstaatlichkeit (Art° 20 GG) oder der Gleich—

heit (Art° 3 GG), Der mit der Rechtsstaatlichheit auierleg—

ten Bindung, insbesondere der Verwaltung und der Rechtspre—

chung an das Gesetz (v° Mangoldt/Klein, 2„ Aufl„ 1957, GG
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Art° 20 Anm. VI 4 Buchst„ f) widerspricht weder die Anordnung

der va1utarischen Umrechnung noch deren Anwendung durch die

Verwaltung°

Der Grundsatz der Sozialstaatlichkeit richtet sich vor allem

an den Staat (vglu BVerfG I 97, 105; Bachof, in Veröff„ d°

Vereinig° der deutschen staatsrechtslehrer 12, 377 39 fa 809

Leitsatz 2) und an den Geeetzgeber (BVerfG I 97, 105), kann

jedoch auch als Auslegungß- und Ermessensrichtlinie dienen

(vgl„ Bachof, aaO, 43, 80, Leitsatz 4). Verfolgbare Ansprü—

che oder Rechte gegen den Staat können daraus aber nicht her—

geleitet werden (BVerfG I 97, 105; BFH, Urteil vom 28„ August
7959, BStBl III 1959, 449 f; Wertenbruch, Die Arbeiterversor—*

gung 1961, 33, 40 f), zumal, wenn sie erst durch neue Vor—

schriften geschaffen werden müßten° Da sich die Richtlinien

und der darauf beruhende Bescheid an die gesetzlich zulässi—

gen Ansprüche halten, die Klägerin mit ihrer Anfechtungs-

klage aber mehr erstrebt als ihr das Gesetz zubilligt, kann

ihr so weitgehender Anspruch auch durch den Grundsatz der

Sozialstaatlichkeit nicht gerechtfertigt werdenc'

Der angefochtene Bescheid verstößt endlich auch nicht gegen

das Grundrecht der Gleichheit aller Deutschen vor dem Gesetz‚

das Verbietet, wesentlich Gleiches aus sachlich nicht ge—

rechtfertigten Gründen ungleich zu behandeln und damit will—

kürlich zu verfahren (BVerfG I 74, 16, Leitsatz 18; 99 1579
146; Rinck, DVBI 1961)° 35 ist aber nicht willkürlich, son—

dern durch die bestehende■ Ungleichheiten gerechtfertigt?

wenn die Versorgung für Berechtigte im Ausland nach Regeln

gewährt wird, die nicht zu dem gleichen wirtschaftlichen Er—

gebnis führt wie im Inlanä° Im übrigen werden nach den Richt—

linien zur Auslandsversorßung die in verschiedenen Ländern

mit unterschiedlichen Währungssystemen und Kaufkraftverhält—

nissen erzieltemßinkünfte bei der Umrechnung in DM—Beträge
gle'1 c‘n \) e‘nanhelt „ Ents’jr, nahen heraus einzelnen ‘Gersvrgungs—

berechtigten Nachteile, weil die Währung des Aufenthalts—

landes im Vergleich mit der Kaufkraft einen ungün3tigen
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amtlichen Devisenkuäs'gegenüßerder DMhat, so daß keine,
oder eine weniger ausreichende Versorgung zu gewähren ist

als in anderen—Ländern, so ist dies jedenfalls nicht will—
kürlich, solange bei_einzelnen Währungen nicht sachlich '

nicht zu rechtfertigende unterschiedliche Umrechnungsme—
‚thoden angewandt werden° Der Gleichheitsgrundsatz ist auch

insoweit nicht verletzt, als nach der Veer Nr° 2 zu 5 5
BWK Ausl die Bedürftigkeit im Sinne der für die Elternver—

sorgung maßgebenden Vorschriften dann nicht vorliegt, wenn

die sonstigen Einkünfte des Berechtigten das Binuhdeinhalb—
fache des als Existenzminimum geltenden Betrages des Auf—

enthaltslandes übersteigen. Diese Vergünstigung für die
Berechtigten, die zum Personenkreis des BWK Ausl gehören,

ist weder ungerechtfertigt noch willkürlich. Sie ist viel—

mehr durch die rechtlichen, sachlichen und persönlichen

Unterschiede bedingt, die zu der Auslandsversorgung nach

5 64 BVG bestehen° Die Versorgung nach dem BWK Ausl beruht

auf einem Rechtsanspruch, dient der Wiedergutmachung na—
tionalsozialistischen Unrechts in der Kriegsopferversorgung

für Berechtigte im Ausland und ist für die im Sinne des ’
Bundesgesetzes

zur Entschädigung für Opfer der national—

sozialistischen Verfolgung (BBG) idF vom 29. Juni 1956
\ ‚„(BGBl I 559) verfolgten und dadurch in ihrer Versorgung Ü?

nach dem BVG geschädigten Personen sowie ihre Hinterbliebe—

nen bestimmt° Die Auslandsversorgung nach 5 64 BVG und den

Richtlinien dazu ist dagegen dem Ermessen der Verwaltung

überlassen und betrifft Berechtigte, die zu dem Aufenthalt

im Ausland jedenfalls nicht durch Maßnahmen der national-

sozialistischen Verfolgung gezwungen worden sind° Die Richt—

llinien zur Auslandsversorgung nach 5 64 BVGund die erwähn—
te Veer betreffen auch insofern nicht den gleichen Sachver—

halt,als diese Regelung sich auf die Beurteilung der Bedürf-

tigkeit bezieht, von der die Gewährung der vollen Eltern-

„rente nach 5 5 BWK Ausl abhängt° Auch deshalb kann von einer

verschiedenen und im Ergebnis unbefriedigenden Beurteilung

des gleichen Sachverhalts nicht die Rede sein, weil bei der

_ - }. _ _- . _i
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Versorgung der Berechtigten nach demBWKAusl außer demBVG
auch die Vorschriften des BWK Ausl, insbesondere @ 5, zu be— ‘

rücksichtigen sind, bei der Versorgung anderer Berechtigter

im Ausland dagegen nur das BVG. Auch wenn die Richtlinien zu
5 64 BVG und die Veer zu @ 5 BWK Ausl wirtschaftlich glei—

che Verhältnisse rechtlich verschieden behandelt hätten, wäre

Art„ 3 GG nicht verletzt, da insoweit zu beachten ist, daß

die Regelungen zu verschiedenen Ordnungssystemen zugehören

(BVerfG, Beschluß vom 25. Juli 1960 - 11 BVBl 5/59 —veröf—
fentlicht in MDR 60, 818)°

Hiernach ist die Umrechnung von in Dollar erzielten Einkünf—

ten zum amtlichen Devisenkurs nicht rechtswidrig° Das LSG

hat den Bescheid vom 15. Dezember 1958, den Wider3pruchsbe—

scheid und das Urteil des SG somit zu Unrecht aufgehoben°

Auf die Revision der Beklagten war daher das Urteil des LSG

aufzuheben und die Berufung der Klägerin zurückzuweisen

(@ 170 Abs° 2 Satz 1 SGG).

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 195 SGG°
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